Deutsdier Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/3120 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der FDP 


betr. Vermögensbildung nadi dem Zweiten Vermö- 
gensbildungsgesetz 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. In welchem Umfang sind seit Inkrafttreten des Zweiten 
Vermögensbildungsgesetzes vermögenswirksame Leistungen 
erbracht worden aufgrund von 

a) Betriebsvereinbarungen (ohne Betriebsvereinbarungen 
nach § 10), 

b) Tarifverträgen, 

c) Verträgen auf Verlangen der Arbeitnehmer nach § 4, 

d) Betriebs vereinbarungen über Ergebnisbeteiligung nach § 10, 

e) sonstigen Verträgen mit Arbeitnehmer? 

2. Wie groß ist jeweils die Zahl bzw. der Anteil der in Frage 
la) bis e) begünstigten Arbeitnehmer? 

3. Wie verteilen sich diese vermögenswirksamen Leistungen 
nach der Zahl der Verträge und den anspruchsberechtigten 
Personen und nach dem finanziellen Volumen auf die in 
§ 2 Abs. 1 Buchstabe a bis e genannten Anlageformen? 

4. Von welcher weiteren Entwicklung geht die Bundesregie- 
rung bei den in den Fragen 1 bis 3 genannten Tatbeständen 
bis einschließlich 1972 aus? 

5. Wie hoch schätzt die Bundesregierung infolge der Inan- 
spruchnahme der Förderungsmöglichkeiten dieses Gesetzes 
für die Vergangenheit und die Zukunft bis einschließlich 1972 

a) die Einnahmausfälle 
aa) von Steuern, 

bb) von Beiträgen zur Arbeiter-, Angestellten- und knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung, 
cc) von Beiträgen zur gesetzlichen Krankenversicherung 
und 

dd) von Beiträgen zur Arbeitslosenversicherung, 

b) die erforderlichen Prämien 

aa) nach dem Sparprämiengesetz, 

bb) nach dem Wohnungsbau-Prämiengesetz? 
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6. Sind von der Bundesregierung Untersuchungen darüber vor- 
genommen, in Auftrag gegeben oder ausgewertet worden, 
in welchem Umfang das Zweite Vermögensbildungsgesetz 
zu einer echten zusätzlichen Vermögensbildung beigetragen 
hat und inwieweit möglicherweise nur Verlagerungen in- 
folge der zusätzlichen Begünstigung zu vermuten sind ? 

7. Welche Veränderungen würden sich nach Auffassung der 
Bundesregierung bei den zu den Fragen 1 bis 6 gemachten 
Angaben in den kommenden Jahren bis einschließlich 1972 
ergeben, wenn vom 1. Januar 1969 an der in § 12 genannte 
Betrag von 312 DM auf 624 DM erhöht würde? 


Bonn, den 2. Juli 1968 


Misdinick: und Fraktion 



